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Stark befördert durch den Online-
Boom durchlebt der Handel rasante 

Entwicklungen. Gleichzeitig gibt es viele 
Themen, die seit geraumer Zeit auf eine 
Lösung warten. Beispielsweise eine Re-
form der regionalen Flächentarifverträ-
ge für den Einzel- und Versandhandel 
sowie neue tarifliche Regelungen für 
gesunde Arbeit in allen Altersphasen. 
Erste Verhandlungen fanden bereits 
statt. Doch jetzt haben die im HDE 
organisierten Arbeitgeber 
alle Termine zu den The-
menbereichen Ent-
geltstruktur und De-
mografie abgesagt, 
obwohl es seit Ende 
2013 eine gemeinsame vertrag-
liche Verpflichtung gibt, in diesem 
Jahr ernsthaft und er-
gebnisorientiert zu 
verhandeln. 

»Ziele sind für uns 
gerechtere Entgelt-
strukturen in den Tarifverträgen, die 
verständlich und zukunftsfähig sein 
müssen. Sehr wichtig sind auch attrak-
tivere, an die verschiedenen Lebenspha-
sen angepasste Arbeitsbedingungen«, 

fasst ver.di-Tarifexperte Rüdiger Wolff 
zusammen. »Das schließt die Arbeits-
zeitgestaltung ein, denn die Belastungen 
sind durch Personalknappheit, Leis-
tungsverdichtung und zusätzliche An-
forderungen im persönlichen Bereich oft 
viel zu hoch geworden. Deshalb fordern 
wir die Arbeitgeber dringend auf, zurück 
an den Verhandlungstischzu kommen.«

Wünschenswert ist es aus Sicht von 
ver.di, wichtige Dinge in ei-

genen Gesundheits- oder 
Demografie-Tarifver-

trägen verbindlich 
zu regeln. Doch 
die Arbeitgeber-

seite winkt derzeit 
noch ab. Dabei sind 
sich ver.di und der 
HDE eigentlich ei-
n i g ,  d a s s  d e r 
schwindenden Ta-
rifbindung in der 
Branche entge-

gengewirkt werden muss. Wie attrakti-
ve und moderne Tarifverträge gestaltet 
werden müssen, das allerdings scheint 
sehr unterschiedlich gesehen zu werden. 
Bei einer Konferenz zur Koordinierung 

der ver.di-Tarifpolitik im Einzel- und Ver-
sandhandel haben Delegierte aus allen 
Tarifregionen Ende Oktober in Kassel 
eine Entschließung verabschiedet, die 
einen Schwerpunkt in der Arbeit des 
Fachbereichs Handel umreißt: Sie for-
dern die regionalen Arbeitgeber und 
ihren Bundesverband HDE dazu auf, sich 
gemeinsam mit ver.di wieder für die 
Allgemeinverbindlichkeit (AVE) der Ta-
rifverträge einzusetzen. Die Tarifab-
schlüsse sollen also künftig auch wieder 
in solchen Unternehmen gelten, die noch 
nie tarifgebunden waren oder die Ta-
rifflucht begangen haben.

Vorschlag an Arbeitgeber

Hintergrund: Vor 14 Jahren hatte die 
Arbeitgeberseite eine verhängnisvolle 
Spirale nach unten verursacht, als sie in 
ihren Verbänden die Mitgliedschaft oh-
ne Tarifbindung einführte und damit 
fortan die AVE verhinderte. Seither ver-
schaffen sich viele Unternehmen durch 
Dumpinglöhne und schlechtere soziale 
Standards starke Vorteile im Verdrän-
gungswettbewerb – zu Lasten der Be-
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Tarifziel: Ein Bonus 
für die Lebensqualität

Die nächste Runde im Konzentrations-
prozess innerhalb des Handels ist ein-
geläutet: Edeka, ohnehin mit Abstand 
größter Lebensmitteleinzelhändler in 
Deutschland, plant die Übernahme der 
Traditionskette Kaiser’s/Tengelmann 
bis Ende Juni 2015. Davor steht die 
Entscheidung des Bundeskartellamtes. 
Wieder einmal 
erleben wir, 
wie ohne Be-
teiligung von 
Aufsichtsrat 
und Gesamt-
betriebsrat 
16.000 Men-
schen verkauft 
werden.
Der Übernehmer Edeka droht schon 
jetzt mit der Abgabe der Märkte an 
private Kaufleute. Dies würde Tarif-
dumping und das Vernichten der schüt-
zenden Betriebsratsstrukturen bedeu-
ten. Arbeitnehmerrechte wären nicht 
mal mehr das Papier wert, auf dem sie 
geschrieben stehen. Dagegen kämpfen 
wir. Für den Schutz durch Betriebsräte, 
für existenzsichernde Tarifverträge 
und gegen Privatisierungen. ver.di ist 
damit die einzige Kraft, die sich dem 
vernichtenden Verdrängungswettbe-
werb im Einzelhandel entgegen stellt.

H u be  r t  T h ie  r m e y e r ,  

ver .di  - Landesfachberei chs

lei ter  Handel  in  Bayern

Fortsetzung auf Seite 2
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DAtEN & FAKTEN
P	 Alle Superreichen, die das Ran-
king im Handel anführen, konnten 
ihre Privatvermögen ausbauen. Das 
reicht von einigen hundert Millionen 
Euro bis zu 1,5 Mrd. Euro wie bei Lidl- 
und Kaufland-Eigentümer Dieter 
Schwarz.

P	 Mit 1,3 Mrd. Zuwachs gehört auch 
Dirk Rossmann zu den Supergewin-
nern, gefolgt von den Familien Alb-
recht und Heister (Aldi Nord und 
Aldi Süd) mit 1 Mrd. Euro und der 
Familie Otto mit 900 Millionen Euro. 
Das »manager-magazin« vom Okto-
ber 2014 listet die 500 reichsten Deut-
schen auf. 

 Infografik: bleifrei

34,80

Familien
Albrecht

21,50

Familie
Brenninkmeijer

14,50

Dieter 
Schwarz

11,00

Familie
Herz

9,50

Familie
Otto

6,50

Familie
Haniel

2,30

Fam. Schmidt-
Ruthenbeck

1,00

Familie
Beisheim

3,90

Familie
Deichmann

3,70

Familie
Haub

3,50

Gebrüder 
Samwer

3,00

Dirk
Rossmann

3,00

Erich 
Kellerhals

2,90

Heinz
Baus

1,80

Thomas 
Bruch

1,50

Familie 
Dohle

Die Superreichen im Handel 2014 – Privatvermögen in Mrd. Euro
35

30

25

20

15

10

5

0



Eigentum 
verpflichtet
Ob es um miserable Arbeitsbedin-
gungen in den Textilfabriken Bangla-
deschs geht oder um prekarisierte 
Beschäftigung in privatisierten Edeka-

Filialen in Deutsch-
land – an diesen 
Beispielen wird der 
Mangel an Unter-
nehmensverant-
wortung sichtbar. 
Hier setzt die Kam-
pagne »Eigentum 
verpflichtet« an, 

die ver.di u.a. mit Femnet, Südwind, 
der Christlichen Initiative Romero 
und dem Inkota-Netzwerk initiiert 
hat (mehr dazu in der nächsten Aus-
gabe). Als ausgezeichnete Hinter-
grundlektüre eignet sich das Buch 
»Todschick« von Gisela Burckhardt, 
Vorstandsvorsitzende von Femnet, 
die präzise die Arbeitsbedingungen 
in Bangladesch nachzeichnet. Außer-
dem nimmt sie freiwillige Sozial- und 
Umweltstandards unter die Lupe 
und weist nach, dass mit Audits und 
Zertifikaten zwar Geschäfte gemacht 
werden, sich die Arbeitsbedingungen 
aber kaum oder gar nicht verbessert 
haben. Das unterstreicht die Notwen-
digkeit, Menschen- und Arbeitsrechte 
gesetzlich festzuschreiben und Un-
ternehmen verbindlich auf entspre-
chende Regeln zu verpflichten.� g g

Gisela Burckhardt, »Todschick«, Wilhelm 
Heyne Verlag München 2014, 12,99 Euro, 
www.eigentum-verpflichtet.org

Bucht ipp
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Einzelhandel

Kurz & Knapp

 Letzte Meldung: Mit einer 
einstweiligen Anordnung untersagt 
das Bundeskartellamt Maßnahmen, 
die die beabsichtigte Übernahme 
von Kaiser’s-Tengelmann durch Edeka 
in einzelnen Bereichen vorwegneh-
men. Konkret wird die Verrechnung 
und der Warenbezug über Edeka so-
wie die Schließung von Märkten und 
Lagern untersagt.

Es werde keine weiteren Kündigungen 
bei Weltbild geben, das hatte die 

Droege Group als neue Mehrheitsge-
sellschafterin bei der Übernahme im 
Sommer versprochen. Sie sorgte damit 
für Erleichterung bei den verbliebenen 
Beschäftigten, nachdem im April im Zuge 
des Insolvenzverfahrens mehr als 500 
langjährige Kolleginnen und Kollegen 
ihren Arbeitsplatz verloren hatten. Doch 
jetzt soll plötzlich alles anders sein. An-
fang November sorgte die Ankündigung 
aus der neu eingesetzten Geschäftsfüh-
rung, etwa 200 weitere Entlassungen 
bei Weltbild Retail vornehmen zu wollen, 
für tiefe Empörung und Wut in der Be-
legschaft. Danach hieß es von offizieller 
Seite, der Umfang der Personalanpas-
sung stehe noch nicht fest. 

Bei einem Treffen mit dem Betriebsrat 
stellte die Geschäftsführung inzwischen 
neue strategische Überlegungen vor, 
erklärte den Gesprächsinhalt aber zu 
einem Geschäftsgeheimnis. DIe Interes-
senvertretung sprach im Anschluss von 
einer von Droege geplanten »Schrumpf-
kur«. Die neuen Überlegungen würden 
wesentlich vom bisherigen Fortfüh-
rungskonzept Weltbild 2.0 abweichen. 
ver.di hat massiven Widerstand gegen 
weitere Entlassungen angekündigt, die 
die Existenz des Unternehmens gefähr-
den. Durch ein radikales Zusammenstrei-
chen des Marketing-Etats seien die 
Umsätze abgewürgt worden, so ein 
wesentlicher Kritikpunkt aus dem Be-
triebsrat. 

w w w . w e lt bi  l d - ve  r di  . de

Wut bei Weltbild

noch vor Jahresende konkrete tarifvertrag
liche Regelungen abgeschlossen werden 
können, »die den Beschäftigten der 
bereits von Schließung betroffenen Fi-
lialen verlässliche Rahmenbedingungen 
für eine finanziell abgesicherte Perspek-
tive schaffen«. Die schon beschlossene 
Aufgabe der Standorte in Stuttgart, 
Hamburg-Billstedt, Göttingen und Köln 
sowie in Paderborn und Frankfurt/Oder 
betrifft 300 Kolleginnen und Kollegen. 

Weiterhin will die Geschäftsführung 
Personalkosten im Volumen von 1.950 
Vollzeitstellen streichen, das entspricht 
etwa 3.000 Beschäftigten. Ab 2015 
sollen das Urlaubsgeld und die tarifliche 
Sonderzahlung (Weihnachtsgeld) für 
drei bis fünf Jahre gestrichen werden. 
Die »Tarifpause« will die Geschäftsfüh-
rung für diesen Zeitraum ausdehnen. 
Gleichzeitig soll die Arbeitszeit stark 

flexibilisiert und auf 40 Stunden pro 
Woche erhöht werden. »Solche Ein-
schnitte sind mit uns nicht zu machen«, 
betont ver.di-Verhandlungsführer Arno 
Peukes. Die Bundestarifkommision for-
dert in den Verhandlungen für die drei 
Unternehmen Karstadt Warenhaus, 
Sports und KaDeWe-Group die Wieder-

Für viele Karstadt-Beschäftigte hat der 
starke Stress der Vorweihnachtszeit 

in diesem Jahr noch zugenommen. Ur-
sache dafür ist das »Sanierungspro-
gramm«, das die Geschäftsführung 
wenige Monate nach dem Eigentümer-
wechsel zu dem Immobilienunternehmer 
Benko angekündigt hat. 

Zukunftskonzept braucht
Personal und Beratung

Nach Einschätzung des Gesamtbetriebs-
rates handelt es sich um ein »Paket der 
Grausamkeiten«. Auch ver.di hat ener-
gischen Widerstand gegen einen neuen 
Kahlschlag auf dem Rücken der Beschäf-
tigten angekündigt. Dies wird auch 
Thema der für den 9. Dezember – nach 
Redaktionsschluss – vorgesehenen Tarif
verhandlung sein. ver.di erwartet, dass 

herstellung der Tarifbindung sowie 
eine Standort- und Beschäftigungssi-
cherung. 

Ende Oktober hatte Karstadt-Chef Fan
derl geäußert, dass die defizitären Filia
len nur bis Mitte 2015 Zeit haben sollen, 
wieder schwarze Zahlen zu schreiben. 
Dem widersprach ver.di-Bundesvor-
standsmitglied Stefanie Nutzenberger 
verhement: Ein Erfolg versprechendes 
Zukunftskonzept müsse die regionalen 
Belange berücksichtigen und auf kom-
petenten Service und Beratung setzen. 
Dafür brauche es mehr und nicht immer 
weniger Beschäftigte sowie ausreichend 
Investitionen und Zeit für die Umset-
zung. Aktuell entstehe jedoch der Ein-
druck, »dass das Interesse an den Im-
mobilien und eine rücksichtslose Sanie-
rung auf dem Rücken der Beschäftigten 
im Vordergrund stehen«. 

Die Gewerkschaft ver.di ist weiterhin 
überzeugt davon, dass das Warenhaus 
eine Zukunft hat: »Karstadt statt Kahl-
schlag«� AHA 

Abs   a g e  a n  r ü c k si  c h t s l o se  n  S a n ie  r u n g s k u r s  i n  de  n  K a r s t a d t- H ä u se  r n

Zurück zum Tarif!

Tarifrunde  2014

schäftigten und der tariftreuen Unter-
nehmen. Ganze Geschäftskonzepte sind 
auf prekärer Beschäftigung aufgebaut. 
Da es der Gesetzgeber allerdings kürzlich 
erleichtert hat, die Allgemeinverbind-
lichkeit herzustellen, schlägt ver.di den 
Arbeitgeberverbänden vor, gemeinsam 
initiativ zu werden. »Es ist höchste Zeit, 
dass sich die Arbeitgeber wieder an ih-
re soziale Verantwortung erinnern«, so 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie 
Nutzenberger. 

Unterdessen weiten sich aktuell die Kon
flikte um prekarisierte Arbeitsbedingun-
gen aus. Neben Amazon steht eine wei-
tere bekannte Firma im Mittelpunkt: Im 
Zentrallager Bönen haben gewerkschaft-
lich organisierte KiK-Beschäftigte mit 
mehrtägigen Streiks ab Mitte November 
die Auseinandersetzung um korrekte 
tarifliche Bezahlung begonnen. ver.di 
verlangt die Anerkennung aller Tarifver-
träge des Einzelhandels in NRW, was der 
Textil-Discounter ablehnt. An den Arbeits
niederlegungen beteiligten sich pro Tag 
etwa 200 Beschäftigte. Bei der 100-pro-
zentigen Tengelmann-Tochter bekom-
men sie pro Monat knapp 500 Euro 
weniger als im Tarif festgelegt ist. »Uns 
war von Anfang an klar, dass wir einen 
langen Atem brauchen«, so Christiane 
Vogt von ver.di. Über 200 Streikende, 
von denen viele bereits in der dritten 
Woche streikten, demonstrierten am 4. 
Dezember vor der Tengelmann-Konzern-
zentrale in Mülheim/Ruhr.� AHA 

Fortsetzung von Seite 1

Schlechte Zeiten für traditionsreiche 
Unternehmen: Anfang Oktober gab 

die Unternehmensgruppe Tengelmann 
bekannt, dass sie ihre Supermarkttoch-
ter Kaiser’s Tengelmann zum 30. Juni 
2015 an den Edeka-Verbund verkaufen 
will. Allerdings muss noch das Bundes-
kartellamt zustimmen, was keineswegs 
sicher ist. Fest steht nur, dass das 1867 
in Mühlheim an der Ruhr gegründete 
Familienunternehmen Tengelmann sich 
unwiderruflich von seiner Sparte Lebens-
mitteleinzelhandel trennen wird.

Für die knapp 16.000 Beschäftigten 
in 451 Filialen von Kaiser’s und Tengel-
mann gibt das Anlass zu erheblicher 
Sorge. Insbesondere der Käufer Edeka 
steht ja seit Jahren für die rasante Pri-
vatisierung seiner Supermärkte mit an-
schließendem Wegfall von Mitbestim-
mung und Tarifbindung. »Dieses Ede-
ka-Muster darf auf keinen Fall auf die 
Filialen von Kaiser’s/Tengelmann über-
tragen werden«, so auch Stefanie Nut-
zenberger, ver.di-Vorstandsmitglied für 
den Handel.

Gesamtbetriebsrat
beharrt auf Tarifbindung

Inzwischen wurde eine Strategiegruppe 
gebildet, in der die Betriebsräte, die 
zuständigen ver.di-Betreuer/innen und 
auch Rechtsanwälte vertreten sind. Dort 
sollen in nächster Zeit die Forderungen 
abgestimmt und öffentliche Aktionen 
vorbereitet werden. »Kernforderungen 
sind auf jeden Fall: keine Privatisie-
rungen, keine Tarifflucht, Erhalt der 
Mitbestimmung«, erklärt die GBR-Vor-
sitzende Janetta Jöckertitz.

Bereits Mitte November gab es in 
München-Schwabing eine Aktion vor 
der dortigen Stammfiliale von Tengel-

mann. Beschäftigte und Be-
triebsräte legten symbolisch 
einen Sarg nieder. »Nach-
dem Edeka bekannt gege-
ben hat, dass sie die Kai-
ser’s-Tengelmann-Filialen 
privatisieren wollen, sind 
nach unseren Erfahrun-
gen die Befürchtungen 
der Beschäftigten um 
ihre existenzsichernden 
Tarifverträge und den 
Schutz durch ihre Be-
triebsräte vollauf berech-
tigt«, sagte anlässlich 
dieser Aktion Hubert Thier-
meyer, ver.di-Fachbereichslei-
ter Handel in Bayern. Und der 
Betriebsratsvorsitzende Manfred 
Schick wies darauf hin, dass die Be-
schäftigten in den zurückliegenden 
Jahren durch Gehaltsverzicht Sanie-
rungsbeiträge in Millionenhöhe geleis-
tet hätten. »Und nun müssen wir fest-
stellen, dass wir einfach verkauft wer-
den.«

In der Region Nordrhein beschlossen 
Mitte November in ver.di organisierte 
Tengelmann-Beschäftigte bei einer gut 
besuchten Mitgliederversammlung eine 

das Bundeskartellamt den Komplettver-
kauf an Edeka nicht genehmigen wird. 

Die Behörde hatte erst im September 
dieses Jahres in einer Sektorunter-
suchung die zunehmende Konzen-
tration im Lebensmitteleinzelhan-
del als besorgniserregend bezeich-
net. Tatsächlich vereinen Edeka, 
Rewe, die Schwarz-Gruppe (Lidl, 
Kaufland) und Aldi etwa 85 Pro-
zent der Umsätze in diesem 
Sektor auf sich. 

»Eine Zerstückelung
wollen wir nicht«

Sehr große Erwartungen ver-
knüpfen die Betriebsräte aber nicht 

mit der Kartellamtsentscheidung, die 
zum Ende der viermonatigen Frist nach 
Verkaufsankündigung erwartet wird. 
»Sicher möchten wir das Unternehmen 
als Ganzes erhalten. Wenn auch ande-
re Käufer zum Zuge kommen sollten, 
müsste unbedingt jede Region geschlos-
sen an einen von ihnen gehen. Eine 
Zerstückelung in den Regionen wollen 
wir nicht«, sagt die GBR-Vorsitzende 
Janetta Jöckertitz. 

Kaiser’s-Tengelmann ist derzeit noch 
in Nordrhein-Westfalen, München/
Oberbayern, in Berlin und einigen Ber-
lin-nahen brandenburgischen Städten 
sowie mit einem Lager in Niederolm 
vertreten.

G u d r u n  Giese   

Rote-Karten-Aktion 
gegen Privatisierung 

T r a di  t i o n s u n t e r n e h m e n  K a ise   r ’ s - Te  n g e l m a n n  w i r d  ve  r k a u f t

Weltbild-Beschäftigte bei einer DGB-Konferenz in Bayern. Rechts: 
Ministerpräsident Seehofer� Foto: Werner Bachmeier

karstadt

statt
Kahlschlag

Ne  u e r  E i g e n t ü m e r  D r o e g e  p l a n t  ei  n e  » S c h r u m p f k u r «

»Rote-Karten-Aktion« gegen Noch-Ei-
gentümer Karl-Erivan Haub. Auch für 
Dezember sind in allen Kaiser’s-Tengel-
mann-Regionen weitere Protestaktionen 
geplant.

Die Arbeitnehmervertreter gehen der-
zeit ebenso wie ver.di davon aus, dass 



Sehr gutes 
Ergebnis
Die rund 3.000 Beschäftigten der 
Metro Logistics Germany (MLG) ha-
ben etwas, das seltener geworden ist 
in bundesdeutschen Handelsunter-
nehmen: Sicherheit! Dank erfolg-
reich geführter Verhandlungen 
konnten ver.di und die Betriebsräte 
mit dem Arbeitgeber die Verpflich-
tung zur Tarifbindung im Großhan-
del für mindestens sieben Jahre fest-
schreiben. Das Unternehmen wollte 
– wie viele andere auch – in die 
deutlich schlechteren Logistiktarif-
verträge wechseln. Doch dank der 
wachsenden Zahl an ver.di-Mitglie-
dern bei MLG konnten Gewerkschaft 
und Arbeitnehmervertreter in den 
Verhandlungen genügend Druck 
entwickeln und den Arbeitgeber 
zum Umlenken bewegen. Anderen-
falls hätte es mit Sicherheit eine Rei-
he von Streiks gegeben. Die festge-
schriebene Bindung an die Tarifver-
träge des Großhandels bedeutet für 
die Beschäftigten konkret bis zu 
20.000 Euro mehr Entgelt in den 
kommenden sieben Jahren im Ver-
gleich zum Logistiktarifvertrag. 
Außerdem gilt auch der Großhan-
dels-Manteltarifvertrag mit allen Re-
gelungen zu Urlaub, Weihnachts-

geld, Arbeitszeit und anderem mehr 
mindestens sieben Jahre fort. »Ein 
rundum gutes Ergebnis«, meint  
ver.di-Unternehmensbetreuer Sieg-
mar Roder von der ver.di-Bundes-
fachgruppe Groß- und Außenhandel. 
Das einzige Zugeständnis, das ver.di 
und die Betriebsräte im Gegenzug 
machen mussten, ist eine Verlänge-
rung der Friedenspflicht um drei Mo-
nate.	�  gg

Metro Logist ics

nutzten Situation, dass etwa Springer 
mit knapp unter 50 Prozent zwar eine 
anspruchsvolle Arbeit übernahmen, 
jedoch nach der nominell mit knapp 
über 50 Prozent liegenden schlech-
teren Tätigkeit entlohnt wurden. Künf-
tig gehen auch höher dotierte Arbeiten 
in die Entgeltberechnung ein, wenn 
sie nur 20 Prozent der Gesamtarbeits-
zeit ausmachen.

Erste Eingruppierungen
in einigen Testbetrieben

»Bis Mitte Januar gibt es Eingruppie-
rungen nach dem neuen Entgeltrah-
mentarifvertrag in Testbetrieben. An-
schließend ist eine Feinjustierung 
durch die Tarifvertragsparteien ge
plant«, berichtet Stefan Kraft. Um die 
Rolle von ver.di und aktiver gewerk-
schaftlicher Betriebsräte bei der lang-
wierigen Entwicklung der Entgeltstruk-
turreform zu würdigen, werden Mit-
glieder und Arbeitnehmervertretungen 
vorrangig mit Informationen und Qua-
lifizierungen zum Thema versorgt. »Ab 
März sind Seminare geplant, die aus-
schließlich für die Schwerpunktbe-
triebe angeboten werden«, sagt Dirk 
Nagel, der bei ver.di Bayern für den 
GAH zuständig ist. Neben dem Rah-
menentgelttarifvertrag mit langer 
Laufzeit wird es weiterhin Entgeltta-
rifverträge mit kurzer Laufzeit geben. 
Stefan Kraft: »Sie können in jedem Fall 
nur gemeinsam angewendet werden.« 
Bis Ende 2016 sollen die betrieblichen 
Eingruppierungen nach den neuen 
Kriterien abgeschlossen sein.

G u d r u n  Giese   

wichtigen Erfolg erzielt: Bisher war für 
die Entlohnung allein die Tätigkeit 
maßgeblich, die der Beschäftigte zu 
mehr als 50 Prozent seiner Arbeitszeit 
ausübte. Das führte zu der paradoxen, 
von den Arbeitgebern oft ausge-

weitere Anforderungen (W). Wer drei 
davon erfüllt, erhält rund 190 Euro 
mehr Entgelt – und zwar unabhängig 
von der Qualifikationsstufe. Auch beim 
so genannten Überwiegenheitsprinzip 
hat ver.di in den Verhandlungen einen 

Langwierig waren sie und alles ande-
re als einfach: die Verhandlungen 

über eine Entgeltstrukturreform im Groß- 
und Außenhandel in Bayern. Doch seit 
dem 18. November, 24 Uhr ist ein ent-
sprechender Rahmenentgelttarifvertrag 
nun in Kraft. In zentralen Punkten konn-
te ver.di sich durchsetzen, wie Stefan 
Kraft betont, Tarifexperte im GAH und 
einer der Verhandler für ver.di Bayern.

Viele Beschäftigte werden
besser gestellt

»Früher verbreitete Diskriminierungen 
gehören der Vergangenheit an. Es gibt 
nicht mehr Lohn und Gehalt als Un-
terscheidungsmerkmal für Arbeiter 
und Angestellte, sondern für alle ein-
heitlich Entgelt.« Auch Differenzie-
rungen in Abhängigkeit vom Alter und 
Geschlecht sind ersatzlos gestrichen 
worden. Es gelte gleiches Entgelt für 
gleiche Arbeit. Und: Gegenüber den 
früheren Eingruppierungen wird nie-
mand schlechter gestellt – viele jedoch 
besser, weil die Mindestentgelte höher 
ausfallen, die Durchlässigkeit von un-
ten nach oben erleichtert wird und – 
nicht zuletzt – weil künftig neben der 
Qualifizierung auch noch weitere be-
rufliche Anforderungen in die Bewer-
tung eingehen.
»Wir haben lange um diesen Punkt 
gekämpft«, sagt Stefan Kraft, »und 
sind zufrieden, dass in Zukunft auch 
Anforderungen wie etwa physische 
Aspekte oder soziokulturelle Fertig-
keiten beim Entgelt berücksichtigt 
werden.« Neben zehn Qualifikations-
stufen (Q) gibt es fünf Bereiche für 

� Foto: Industrieblick, fotolia.com
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Kurz & Knapp
 Edeka-Tagung 2015: Sie fin-
det am 23. und 24. Februar in Berlin 
statt und richtet sich an alle Mitglie-
der von Betriebsräten, JAVen sowie 
an Schwerbehindertenvertretungen 
der Edeka-Gruppe. Diese Fachtagung 
ist eine Veranstaltung der ver.di b+b. 
Anmeldeschluss ist der 19. Januar 
2015. Ausführliche Infos und Anmel-
deformular: handel.verdi.de/gross-
und-aussenhandel

 Harte Konkurrenz: Die 
großen Cash&Carry-Unternehmen 
weiten ihre Aktivitäten verstärkt in 
Richtung Gastronomiebelieferung 
aus. Den Anfang machte Transgour-
met (Selgros) mit der Verschmelzung 
von C&C mit dem Lieferbereich. Die 
Wachstumsraten sollen nach Anga-
ben der Geschäftsführung zweistel-
lig ausfallen. Inzwischen hat der 
C&C-Marktführer Metro reagiert: Im 
Herbst wurde das Zustellkonzept 
Food-Service-Distribution (FSD) prä-
sentiert, das vor allem auf die Belie-
ferung von Großküchen und Kanti-
nen ausgerichtet ist.

Gross- und 
Aussenhandel

A l l i a n c e  He  a lt h c a r e :  G B R  h a n de  lt  g u t e  V e r ei  n b a r u n g  a u s

R a h m e n e n t g e lt t a r i f ve  r t r a g  B ay e r n :  ve  r . di   se  t z t  w i c h t i g e  T h e m e n  d u r c h

Mehr 
Gerechtigkeit

Ohne betr iebsbedingte Kündi-
gungen sollen bei Alliance Health-

care Deutschland (ehemals ANZAG) bis 
Jahresende Stellen auf freiwilliger Ba-
sis abgebaut werden. Ende Oktober 
handelten der Gesamtbetriebsaus-
schuss (GBA), unterstützt von Rechts-
anwalt Michael Nacken, und ver.di mit 
dem Arbeitgeber eine »Vereinbarung 
zu einem Personaleinsparungspro-
gramm zur Steigerung der Produktivi-
tät und Effizienz« aus. Danach wird 
der freiwillige Ausstieg mit einer guten 
Abfindung gefördert.

Insgesamt geht es um 124 (Vollzeit)
Stellen, die in den 25 Niederlassungen 

sowie in der Zentrale des Pharmagroß-
händlers wegfallen sollen. Die Verein-
barung über die freiwillige Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses endet auto-
matisch am 31. Dezember 2014. »Die 
Auswertung im Januar wird zeigen, ob 
der Zielwert bereits über den freiwil-
ligen Ausstieg erreicht ist«, sagt Un-
ternehmensbetreuer Siegmar Roder 
aus der ver.di-Bundesfachgruppe 
Groß- und Außenhandel (GAH). »Soll-
te das nicht der Fall sein, wird gege-
benenfalls neuerlich mit dem Arbeit-
geber verhandelt.«

Insgesamt bewerten GBR und ver.di 
die ausgehandelte Vereinbarung als 

positiv. Die Abfindung liegt bei einem 
Faktor von 0,9 pro Beschäftigtenjahr. 
Gesteigert werden diese Sätze überall 
dort, wo es eine erhöhte Arbeitslosen-
quote gibt. Außerdem verpflichtet sich 
der Arbeitgeber Altersteilzeitverträge 
gemäß der Gesamtbetriebsvereinba-
rung bis zu 6 Jahren abzuschließen. 

Wer auf einem wegfallenden Ar-
beitsplatz beschäftigt wird und in die 
Altersteilzeit wechseln möchte, soll 
dabei vorrangig berücksichtigt werden. 
Siegmar Roder: »Natürlich ist ein Stel-
lenabbau immer schmerzlich, aber die 
ausgehandelte Vereinbarung kann sich 
sehen lassen.«� gg

Kurz vor Beginn der für 2015 anste-
henden Lohn- und Gehaltstarifrun-

de im Groß- und Außenhandel (GAH) 
fand Mitte November die vorbereitende 
Tarifkoordinierungskonferenz in Kassel 
statt. Bevor die Teilnehmer/innen über 
die grundlegenden Rahmenbedin-
gungen für diese Tarifrunde diskutierten, 
präsentierte Bert Warich vom Berliner 
Wabe-Institut die aktuellen Branchen-
daten, die verdeutlichen, welche Vertei-
lungsspielräume es gibt.

Die erfreuliche Nachricht mit Blick auf 
die Tarifverhandlungen: Es ist durchaus 
etwas zu holen für die GAH-Beschäftigten. 
Vor allem die Gewinne sprudelten kräftig. 
Jeder für Personalkosten eingesetzte 
Euro habe rechnerisch eine Rendite von 
42 Cent abgeworfen, erklärte Bert Warich 
– eine aus Unternehmenssicht mehr als 
erfreuliche Gewinnmarge. Für die Beschäf
tigten gibt es jedenfalls keinen Grund 
zur Zurückhaltung bei den Entgeltforde
rungen. Dass die Arbeitgeber in den Ver

handlungen primär auf (moderat) rück-
läufige Umsatzentwicklungen verweisen 
werden, war den Teilnehmer/innen da-
bei natürlich klar. Die Aktionsfähigkeit 
der GAH-Fachgruppen soll rechtzeitig 
vorbereitet werden, da die Laufzeit ei-
niger der geltenden Lohn- und Gehalts
tarifverträge kurz nach Ostern endet.

Keine Zurückhaltung

Die Tarifkoordinierungskonferenz war 
sich darüber einig, dass die Tarifrunde 
eine wichtige Rolle bei der Mitgliedermo-
bilisierung wie der -gewinnung spielen 
wird. Konsens bestand auch über die 
Bedeutung einer sozialen Komponente 
bei der Entgelterhöhung sowie über die 
Einbeziehung der Auszubildendenver-
gütungen. Alle Details werden nun in 
den Landestarifkommissionen abge-
stimmt, bevor die Tarifkoordinierungs-
konferenz Mitte März wieder zusam-
menkommt.� g g

Verteilungsspielraum nutzen!

Befüllte Wannen auf der Fahrt 
durch das Lager
� Foto: Alliance Healthcare

T a r i f k o o r di  n ie  r u n g s k o n f e r e n z  g r o ss  -  u n d  a u sse   n h a n de  l  i n  K a sse   l

Stellenabbau ohne 
betriebsbedingte Kündigungen

� Foto: pixelot, fotolia.com

Seit  Mai heißen alle 29 Transgour-
met-Märkte in Deutschland Sel-
gros� Foto: cafe-future.net



ver.di-Bonus
im Tarifvertrag
ver.di Rheinland-Pfalz hat kürzlich 
mit der Wasgau AG, die u.a. sieben 
Cash & Carry-Märkte und etwa 90 re-
gionale Lebensmittelmärkte be-
treibt, einen neuen Tarifvertrag über 
höhere Urlaubsgelder abgeschlos-
sen. Die Besonderheit: ver.di-Mitglie-
der erhalten einen zusätzlichen Bo-
nus. Sie bekommen im nächsten Jahr 
ein um 150 Euro auf 800 Euro er-

höhtes Urlaubsgeld. 
Bei Nichtmitgliedern 
sind es mit 700 Euro 
lediglich 50 Euro 

mehr als zuvor. Aus-
zubildende, die Ge-

werkschaftsmitglied sind, beziehen 
75 Prozent ihrer jeweiligen monatli-
chen Vergütung (bisher 50 Prozent). 
Für Nichtmitglieder gelten auch wei-
terhin die 50 Prozent.
Verhandlungsführer Hans Kroha, bei 
ver.di zuständig für den Handel in 
Rheinland-Pfalz, findet das nur ge-
recht: »Die Gewerkschaftsmitglieder 
haben mit ihrem Einsatz und mit ih-
rem Gewerkschaftsbeitrag den Ab-
schluss erst möglich gemacht.« Der 
bundesweit erste Tarifvertrag im 
Groß- und Außenhandel mit einer 
Bonusregelung gilt ab 1. Januar 
2015. Mehrheitseigner bei Wasgau 
ist Rewe mit 51 Prozent der Ge-
schäftsanteile.

Wasgau AG
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E inen Riesenerfolg hat das Bundes-
verwaltungsgericht der »Allianz für 

den freien Sonntag« beschert, an der 
ver.di aktiv beteiligt ist: Die 2011 vom 
Land Hessen mit einer »Bedarfsgewer-
beverordnung« ausgelöste starke Aus-
weitung der Sonntagsarbeit wurde ein-
geschränkt. Die Verordnung sei in wei-
ten Teilen unwirksam, urteilten die 
Leipziger Richter Ende November. Das 
hat Folgen auch für andere Bundeslän-
der, wo es ebenfalls dem Gesetz wider-
sprechende Ausnahmen vom Verbot der 
Sonntagsarbeit gibt.

ver.di und zwei Gemeinden
klagten erfolgreich
 
Für Cal lcenter und vergleichbare 
Dienstleister, Videotheken, öffentliche 
Bibliotheken sowie für Lotto- und To-
togesellschaften ist laut Urteil eine 
Sonntagsöffnung nicht erforderlich. 
Mit der in der Verordnung ebenfalls 
geregelten Freigabe der Sonn- und 
Feiertagsarbeit bei der Herstellung und 
dem Vertrieb von Getränken und Eis 
(Großhandel) muss sich noch einmal 
die Vorinstanz – der hessische Verwal-
tungsgerichtshof – befassen.

Dort hatten ver.di in Hessen und zwei 
evangelische Gemeindeverbände als 
Mitglieder der Allianz für den freien 

Sonntag Klage eingereicht und Recht 
bekommen. Bernhard Schiederig, der 
den hessischen ver.di-Landesfachbe-
reich Handel leitet, wertet die aktuelle 
höchstrichterliche Entscheidung als 
»außerordentlich positiv«. ver.di-Vor-
standsmitglied Stefanie Nutzenberger 
erwartet jetzt vom Bundesgesetzgeber 

eine rechtlich tragfähige bundesweite 
Lösung. Die Gewerkschaft will rechts-
widrige Ausnahmen vom Verbot der 
Sonn- und Feiertagsarbeit verhindern: 
»Der arbeitsfreie Sonntag ist auch heu-
te als Tag der Ruhe, der Gemeinschaft, 
der Befreiung von Sachzwängen und 
Zeitdruck unverzichtbar.« Besonders 

erfreulich sei es, dass die Richter der 
Gewerkschaft ein Verbandsklagerecht 
zugestanden haben.

Die kirchlich-gewerkschaftliche Sonn-
tagsallianz setzt sich seit 2010 regional 
und bundesweit für den Sonntagsschutz 
ein. Peter Niedergesäss von der Katho-
lischen Arbeitnehmer-Bewegung (KAB) 
bewertet das Urteil als »ein erfreuliches 
Zeichen gegen ausufernde Sonntagsar-
beit und eine Rund-um-die-Uhr-Kom-
merzialisierung«. 

Klare Absage an eine
24-Stunden-Ladenöffnung

So hat sich Josef Sanktjohanser, Präsi-
dent des HDE, kürzlich dafür ausgespro-
chen, dass die Läden 24 Stunden öffnen 
dürfen, »mit Ausnahmen an Sonn- und 
Feiertagen«. Für ver.di hat Stefanie Nut-
zenberger dies sofort nachdrücklich 
abgelehnt. Auch zum 25. Jahrestag der 
Einführung des langen Donnerstags zog 
sie eine sehr kritische Bilanz: Prekäre 
Arbeitsverhältnisse und flexibilisierte, 
unsoziale Arbeitszeiten finden seither 
starke Verbreitung. Im Verdrängungs-
wettbewerb, der bis heute auch mit dem 
Instrument der Öffnungszeiten geführt 
wird, haben kleine und mittlere Unter-
nehmen das Nachsehen.
� A n d r e a s  H a m a n n

Ein Sieg für den Sonntag
B u n desve     r w a lt u n g s g e r i c h t  se  t z t  ei  n  w i c h t i g es   Zei   c h e n

Aktion der hessischen Sonntagsallianz vor dem Einkaufszentrum 
Loop 5� Foto:  Horst Gobrecht /  ver.di

Im Zuge der demografischen Ent-
wicklung wächst für viele zusätzlich 
zur Kinderbetreuung auch die Pfle-
geverantwortung gegenüber 
Eltern oder anderen Angehö-
rigen. Wie geht ihr damit um?

Karin Schwendler: Das alles 
gehört zu den Schwerpunktthe-
men, die wir unter der Über-
schrift »Gleichstellungspolitik im 
Betrieb« bearbeiten. Zwar gibt 
es einen gesetzlichen Rahmen 
wie etwa die Verpflichtung, ausreichend 
Kitaplätze vorzuhalten. Aber es muss ja 
auch im Betrieb geguckt werden, wie 

das al les zusammenpassen 
kann: Was ist, wenn die Arbeits-
zeit aus dringenden Gründen 
verschoben werden muss? Zu 
welchen Uhrzeiten gibt es Kita-
betreuung oder was ist, wenn 
kurzzeitig Pflegebedarf ent-
steht? Bei all dem ist es immer 

noch so, dass überwiegend die Frauen 
gefragt sind. Das würden wir gerne in-
sofern ändern, als dass beide Geschlech-
ter in die Verantwortung gehen. Aber 
dazu müssten in den meisten Fällen die 
betrieblichen Rahmenbedingungen an-
gepasst werden. 

Könnte ich als Betriebsrat Tipps bei 
euch abfragen, wie dies alles besser 
gestaltet werden kann? Zum Beispiel 
wie man im Betrieb mehr Zeitsouve-
ränität für die Beschäftigten hinbe-
kommt oder es möglich 
macht, dass auch Männer 
bei der Kinderbetreuung 
mehr einsteigen können?

Karin Schwendler: Ja klar, 
das tun wir auch. Wir beraten 
bei Bedarf Betriebsräte zum 

Thema Gleichstellung und geben Hilfe-
stellung, wie bestimmte Schritte im Be-
trieb umgesetzt werden können. Wir 
informieren, was alles dazu gehört und 
wie die gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen aussehen. Und wir tauschen uns 

aus, was es noch zusätzlich ge-
ben müsste, damit die Kollegin-
nen es sich auch leisten können, 
ihre Rechte und Pflichten tat-
sächlich wahrzunehmen. Ein 
großes Thema ist es, solche Vo-
raussetzungen im Betrieb zu 
schaffen, dass auch Männer 
mehr Pf legeverantwortung 

übernehmen können und wollen. Dann 
würde es auch gesellschaftsfähi-
ger, dass beide Geschlechter das 
machen.

Unsere Aufgabe besteht darin, 
Konzepte für die betriebliche 
Gleichstellungspolitik zu entwi-
ckeln, gute Beispiele zu sammeln 
und Hinweise zu geben, wo In-
teressierte Unterstützung bekom-
men können. Zum Beispiel auch 
durch Musterbetriebsvereinbarungen. 

Ansprechpartnerinnen sind natürlich 
nicht nur wir hier auf der Bundesebene, 
denn es gibt überall – im Bezirk, im Lan-
desbezirk und in den dortigen Fachbe-
reichen – Kolleginnen und Kollegen, die 
sich mit solchen Themen besonders gut 
auskennen.

Welche Rolle spielen die ehrenamt-
lichen Frauengremien in ver.di?

Karin Schwendler: Sehr wichtig sind 
die Frauenräte, die es auf allen Ebenen 

gibt. Dort tauschen sich Vertrete-
rinnen aus allen 13 Fachbereichen 
aus und nehmen die Ideen auf, die 
aus verschiedenen Betrieben kom-
men. Aus den Frauenräten gibt es 
viele Anregungen, welche Schwer-
punkte in der Frauen- und Gleich-

Betriebe ihnen da entgegen-
kommen. Das läuft dann oft 
unter den Siegeln Vereinbar-
keit oder Frauenförderung. 

Zum Beispiel ärgern sich 
Frauen oft darüber, dass sie 
trotz guter Ausbildung nicht 

weiterkommen. Und dann sagen sie 
eben: Da muss der Betriebsrat mal was 
tun, da müssen Fördermaßnahmen her 
oder das muss überhaupt erst einmal 
diskutiert werden. Vor allem auch, was 
am Equal Pay Day regelmäßig öffentlich 
bundesweit problematisiert wird: Dass 
Frauen im Durchschnitt aller Branchen 
22 Prozent weniger verdienen, weil sie 
schlechter eingruppiert werden, öfter 
Teilzeit arbeiten, mehr Unterbrechungs-
zeiten haben und auf der Karriereleiter 
nicht so schnell vorankommen. Diesen 
Riesenunterschied empfinden viele Frau-
en und Männer als ungerecht. Da gerät in 
den Betrieben zum Glück einiges in Be-
wegung und wir versuchen dem Glück 
etwas nachzuhelfen…� I n t e r vie   w : 

�A  n d r e a s  H a m a n n

Das Team des ver.di-Bereichs Frauen- und Gleichstellungspolitik 
in der Bundesverwaltung: Alexa Wolfstädter, Gabriele Frieslich, 
Ute Brutzki und Karin Schwendler (von links nach rechts)
� Foto: Renate KoSSmann

I n t e r vie   w  m i t  K a r i n  S c h w e n d l e r  z u r  F r a u e n -  u n d  G l ei  c h s t e l l u n g s p o l i t i k  v o n  ve  r . di

»Da gerät zum  

Glück einiges in Bewegung«

Auch im Handel, wo sehr viele der 
Beschäftigten weiblich sind, wächst 

die Bedeutung von Frauen- und Gleich-
stellungspolitik. Der gleichnamige ver.di-
Bereich in der Bundesverwaltung wird 
von Karin Schwendler geleitet. Sie weiß, 
warum Frauen- und Gleichstellungspoli
tik noch nie ein Randthema war.

Euer Team ist als Querschnittsbereich 
für ganz ver.di zuständig, die sehr 
viele Berufe in sich vereinigt – wie 
nehmt ihr Themen aus dem Handel 
in eure Arbeit auf?

Karin Schwendler: Wir ha-
ben es ja im Handel mit vielen 
Frauenarbeitsplätzen zu tun, 
gerade im Einzelhandel. Dort sind 
mehr als zwei Drittel der Beschäf-
tigten weiblich und sie müssen 
bekanntlich ein Riesenspektrum 
an Öffnungszeiten abdecken, 
einschließlich Sonntagsarbeit. Auch Tei-
le des Großhandels wie die Cash- und 
Carry-Märkte sind davon betroffen.

Das wirft natürlich sofort die Frage 
nach der Vereinbarkeit von Beruf und 
Privatleben auf – egal ob es sich um 
Kinderbetreuung, Pflege von Angehö-
rigen oder Freizeitaktivitäten am Abend 
oder am Wochenende handelt.

Darüber hinaus zählen die Arbeitsplät-
ze nicht gerade zu den bestbezahlten 
und Frauen werden zudem noch oft 
benachteiligt, nicht allein bei der Bezah-
lung. Von daher spielen die Themen, die 
wir bearbeiten, auch für den Handel 
immer eine Rolle. Andersherum bekom-
men wir viele Anregungen aus dem 
Einzel- und Großhandel. Der Handel ist 
für den Bereich Frauen- und Gleichstel-
lungspolitik ein wichtiges Feld. 

frauen.verdi.de

regional
Blick•

stellungspolitik von ver.di gesetzt 
werden sollen. Die Frauen aus 
ganz unterschiedlichen Branchen 
unterstützen sich gegenseitig bei 
Aktionen, in den Tarifrunden und 
sie versuchen gemeinsam mit uns auch 
auf die politischen Rahmenbedingungen 
Einfluss zu nehmen – im Bund, in den 
Regionen und in den Ländern.

 
Wie offen sind Betriebsräte gegen-
über so genannten Frauenthemen, 
die ja in Wirklichkeit beide Ge-
schlechter gleichermaßen angehen?

Karin Schwendler: Die Aufgeschlos-
senheit wird größer, das Interesse an 
solchen Themen wächst eindeutig. Vie-
le Beschäftigte haben heute eine ande-

re Vorstellung von ihrem 
Leben, gerade wenn sie aus 
der jüngeren Generation 
kommen. Sie wollen part-
nerschaftlicher leben und 
erwarten auch, dass die 


